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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung 

eines gemeinschaftlichen Garantiesystems für Privatinvestitionen in dritten Ländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Garantie bei Privatinvestitionen zur Absiche- 
rung politischer Risiken ist nicht nur für die Han- 
delspolitik, sondern auch für die Politik der Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe ein 
wichtiges Instrument. 

Dadurch, daß mit dieser Garantie die Privatinve- 
stitionen in dritten Ländern gefördert werden, kann 
sie zur Förderung des Handels der Gemeinschaft 
mit dritten Ländern und zur Verbesserung der wirt- 
schaftlichen Lage der Entwicklungsländer beitragen. 

Die in den Mitgliedstaaten bestehenden Garantie- 
systeme für Investitionen erfassen nicht alle Privat- 
investitionen seitens Unternehmen der Gemein- 
schaft und können vor allem keine Sicherheit für 
gemeinsame Investitionen von Unternehmen aus 
verschiedenen Mitgliedstaaten bieten. 

Daher ist es angezeigt, ein gemeinschaftliches 
Garantiesystem für Privatinvestitionen in dritten 
Ländern zu schaffen. 

Das gemeinschaftliche Garantiesystem soll die Zu- 
sammenarbeit zwischen Unternehmen aus verschie- 
denen Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Durch- 
führung der Vorhaben von gemeinsamem euro- 
päischen Interesse und von Gemeinschaftsaktionen 
zugunsten der Entwicklungsländer begünstigen. 

Angesichts der Art der Vorgänge im Zusammen- 
hang mit der Verwaltung eines derartigen Systems 


und insbesondere ihres kaufmännischen Charakters 
sowie der sich daraus ergebenden finanziellen 
Risiken ist es angebracht, die Verwaltung einer 
Stelle zu übertragen, die Rechtspersönlichkeit besitzt 
und der Aufsicht der Gemeinschaftsorgane unter- 
steht — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Es wird ein gemeinschaftliches Garantiesystem für 
Privatinvestitionen in dritten Ländern eingeführt; 
gleichzeitig wird ein Europäisches Garantieamt für 
Privatinvestitionen in dritten Ländern, nachstehend 
das „Amt" genannt, gegründet. 


Artikel 2 

1. Das Garantiesystem wird vom Amt verwaltet, 
das unter Aufsicht der Gemeinschaftsorgane gemäß 
den Vorschriften dieser Verordnung arbeitet. 

2. Die Satzung des Amtes wird in Anhang 1 dieser 
Verordnung festgelegt. 


Artikel 3 

Im Sinne der Verordnung sind Privatinvestitionen 
Investitionen, die von Privatunternehmen, gemischt- 
wirtschaftlichen Unternehmen oder staatlichen Indu- 
strie- und Handelsunternehmen getätigt werden. 


Artikel 4 

Die Gesamtverpflichtungen, die im Rahmen des 
Garantiesystems innerhalb eines Jahres einge- 
gangen werden können, werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 19 festgelegt. 
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Artikel 5 

Die Garantie kann zur Deckung der politischen 
Risiken bei Privatinvestitionen gewährt werden, die 
in dritten Ländern im Rahmen 

1. einer Zusammenarbeit zwischen Unternehmen 
aus verschiedenen Mitgliedstaaten; 

2. der Durchführung eines Vorhabens von gemein- 
samem europäischen Interesse, selbst wenn es in 
diesem Fall von einem oder mehreren Unterneh- 
men eines einzigen Mitgliedstaates vorgelegt 
wird. Unter Vorhaben europäischen Interesses 
sind vor allem solche Vorhaben zu verstehen, 
die zur wirtschaftlichen Entwicklung der Ent- 
wicklungsländer beitragen. 


Artikel 6 

Im Sinne von Artikel 4 der Verordnung sind poli- 
tische Risiken 

1. das Kriegsrisiko; 

2. das Enteignungsrisiko; 

3. das Zahlungsverbotsrisiko; 

4. das Konvertierungs- und Transferrisiko; 

5. das Wechselkursrisiko. 


Artikel 7 

Es muß sich um eine Neuinvestition oder eine Inve- 
stition handeln, die eine Zunahme der Produktions- 
kapazität der bestehenden Anlagen bewirkt. 


Artikel 8 

Die Garantie erstreckt sich ausschließlich auf Direkt- 
investitionen, mit denen eine ständige Beteiligung 
an einem Unternehmen geschaffen oder verstärkt 
wird und die eine gewisse Kontrolle über die Ver- 
waltung des Unternehmens zur Folge haben. Aus- 
geschlossen sind Wertpapierinvestitionen und jede 
andere Investitionsart, der Erwägungen zugrunde 
liegen, die auf Einkünfte, Kapitalgewinne, Sicher- 
heit oder flüssige Anlagemittel abzielen. 


Artikel 9 

1. Die Garantie kann nur für Investitionen in 
Ländern gewährt werden, die mit der Gemeinschaft 
bilaterale Abkommen zum Investitionsschutz oder 
andere Abkommen mit gleicher Wirkung geschlos- 
sen haben oder deren Rechtsvorschriften den aus- 
ländischen Investoren hinreichende Sicherheit 
bieten. 

2. Das Anlageland muß das Amt als den in die 
Rechte des Investors unter den Voraussetzungen 
und in den Grenzen nach Artikel 26 der allgemeinen 
Garantiebedingungen des Anhangs 2 eingesetzten 
Vertreter anerkannt haben. Ferner muß das Anlage- 
land die Forderungen beglichen haben, die das Amt 
ihm gegenüber hat erwerben können. 

3. Absatz 2 braucht nicht zur Anwendung zu kom- 
men, wenn das Anlageland zugestanden hat, daß der 
Investor oder das Amt gegen das Land eine Klage 
auf Einziehung seiner Forderungen vor einem durch 
ein internationales Abkommen eingesetzten Schieds- 
gericht anstrengen können. 


Artikel 10 

1. Was das Entwicklungsland betrifft, 

a) müssen die Investitionen in angemessener Weise 
Raum lassen für die Interessen des Anlage- 
landes; Wirtschaftstätigkeiten betreffen, die zur 
Entwicklung des Anlagelandes beitragen. Ge- 
gebenenfalls wird der Notwendigkeit Rechnung 
getragen, in wieweit das Vorhaben zur regio- 
nalen Zusammenarbeit zwischen den Entwick- 
lungsländern beiträgt. 

b) hat die Regierung des Anlagelandes das Investi- 
tionsvorhaben zuvor zu genehmigen. 

Artikel 11 

1. Der Garantieantrag wird beim Amt eingereicht. 

2. Der Antrag ist hinsichtlich der Bedingungen und 
Kriterien der vorangehenden Artikel zu begründen 
und hat alle sonstigen zweckdienlichen Angaben zu 
enthalten. Der Antragsteller hat insbesondere zu 
liefern: 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
7. Februar 1973 - 1/4 (IV/ 1) -680 70 -E- Dr 2/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 29. Dezember 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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a) alle das Ziel, den Durchführungsplan und die 
Finanzierung des Vorhabens betreffenden Unter- 
lagen; 

b) die Rechts- und Verwaltungsvorschriften und 
alle Verträge, die im Anlageland die Investi- 
tionen im allgemeinen oder die geplante Investi- 
tion im besonderen regeln; 

c) allgemein alle Angaben, die dem Amt eine Be- 
urteilung der von ihm zu übernehmenden 
Risiken ermöglichen. 


Artikel 12 

Der Antrag wird vom Amt geprüft. Es unterbreitet 
ihn der Kommission mit einer begründeten Stellung- 
nahme und gegebenenfalls mit dem Entwurf eines 
Garantievertrags, 

Artikel 13 

1. Die Entscheidung über den Antrag und den Ent- 
wurf des Garantievertrags wird nach dem Verfahren 
des Artikels 19 getroffen. 

2. Bei der Beschlußfassung werden sowohl die 
wirtschaftliche Bedeutung der Investition für die 
Gemeinschaft und die von ihr verfolgte Politik als 
auch die Erfordernisse oder die Politik des Anlage- 
landes berücksichtigt. 


Artikel 14 

1. Im Falle einer positiven Entscheidung schließt 
das Amt den Garantievertrag. 

2. Die allgemeinen Garantiebedingungen sind in 
Anlage 2 zu dieser Verordnung festgelegt. 

Artikel 15 

Für alle Verträge wird das Entgelt unter Berücksich- 
tigung des Risikos und des Anlagelandes festgesetzt. 

Zur Bemessung des Entgelts unterbreitet das Amt 
der Kommission eine Stellungnahme. Das Entgelt 
wird nach dem Verfahren des Artikels 19 fest- 
gesetzt. 

Artikel 16 

Das Amt sorgt für die Durchführung des Garantie- 
vertrags. Dazu übt es vorbehaltlich Artikel 17 die 
Rechte aus und erfüllt die Verpflichtungen, die im 
Vertrag für den Versicherer vorgesehen sind. 

Artikel 17 

1. In den in Artikel 10 Absatz 4, erster Satz, 
Artikel 13 Absatz 6 und 7, Artikel 16 Absatz 3 und 
Artikel 17 Absatz 2 der allgemeinen Vertragsbedin- 
gungen genannten Fällen befaßt das Amt die Kom- 
mission. 


Es befaßt die Kommission ebenfalls in den in Ar- 
tikel 13 Absatz 2 Buchstabe a und d der allgemeinen 
Bedingungen genannten Fällen, wenn die Änderun- 
gen das vom Vertrag gedeckte Risiko vergrößern 
können. 

2. Die zu treffenden Maßnahmen werden nach dem 
Verfahren des Artikels 19 beschlossen. 

Artikel 18 

1, Es wird ein Ausschuß für die Garantie für Inve- 
1 stitionen in dritten Ländern, nachstehend der „Aus- 
schuß" genannt, eingesetzt, der aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten besteht und von einem Kommis- 
sionsvertreter geleitet wird. 

2. Innerhalb des Ausschusses werden die Stimmen 
der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

Artikel 19 

1. Wenn auf das Verfahren dieses Artikels Bezug 
genommen wird, wird der Ausschuß von seinem 
Vorsitzenden auf dessen Betreiben oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates angerufen. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen in einer 
Frist Stellung, die der Vorsitzende unter Berücksich- 
tigung der Dringlichkeit der geprüften Fragen fest- 
setzen kann. Der Ausschuß beschließt mit einer 


3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Stimmen sie jedoch nicht mit der 
Stellungnahme des Ausschusses überein, sind sie 
von der Kommission unverzüglich dem Rat mitzu- 
teilen. ln diesem Fall kann die Kommission die An- 
wendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen um 
höchstens einen Monat, von der Mitteilung an ge- 
rechnet, aufschieben. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit innerhalb 
eines Monats einen anderslautenden Beschluß 
fassen. 

Artikel 20 

Der Ausschuß kann jede andere von seinem Vor- 
sitzenden auf dessen Betreiben oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaates zur Sprache ge- 
brachte Frage prüfen. 

Artikel 21 

Während der Prüfung des Antrags und dem ent- 
sprechenden Beschlußverfahren sowie während der 
Durchführung des Garantievertrags ist das Berufs- 
geheimnis zu wahren. 

*) der Stimmenmehrheit, die für den Verwaltungsaus- 
schuß nach der Erweiterung gilt. 
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Artikel 22 

Nach Abschluß des Rechnungsjahres, spätestens je- 
doch am 30. April, übermittelt das Amt der Kom- 
mission einen Bericht über die Verwaltung des 
Garantiesystems zusammen mit einer Aufstellung 
der Garantiebeträge. 


Artikel 23 

Die Kommission richtet jährlich einen Bericht über 
die Anwendung dieser Verordnung an das Euro- 
päische Parlament und an den Rat. 


Artikel 24 

Der Rat bestimmt mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission: 

— den Sitz des Amtes; 

— die Entwicklungsländer im Sinne der Verord- 
nung und, gegebenenfalls, 

— andere Durchführungsvorschriften. 


Artikel 25 

Die Garantieverträge können frühestens sechs Mo- 
nate nach Inkrafttreten dieser Verordnung einge- 
reicht werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt in jedem Mitgliedstaat. 
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Anlage 1 

Satzung des Europäischen Garantieamts 
für Privatinvestitionen 
in dritten Ländern 


Artikel 1 

Zweck des Amtes ist die Erfüllung der ihm mit 
dieser Verordnung übertragenen Aufgaben. 


Artikel 2 

1. Das Amt besitzt Rechtspersönlichkeit. 

2. Das Amt besitzt in allen Mitgliedstaaten die 
weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, 
die juristischen Personen des öffentlichen und 
privaten Rechts zuerkannt wird. Es kann insbe- 
sondere bewegliches und unbewegliches Ver- 
mögen erwerben und veräußern, Verträge 
schließen, dingliche oder persönliche Sicherheiten 
gewähren, vor Gericht stehen, sich einem 
Schiedsspruch unterwerfen, Vergleiche eingehen 
und alle Handelsgeschäfte vornehmen. 

3. Das Amt kann Mittel nur unter den Bedingungen 
und in den Grenzen aufnehmen, die in dem Ver- 
fahren des Artikels 19 dieser Verordnung fest- 
gelegt werden. 

4. Das Amt übt seine Tätigkeit ausschließlich im 
allgemeinen Interesse aus. Es verfolgt keinen 
Erwerbszweck. 

Artikel 3 

1. Das Amt kann alle weiteren Verwaltungsmaß- 
nahmen treffen, die zur Erfüllung seiner Auf- 
gaben innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft 
erforderlich sind. 

2. Bei multinationalen Investitionen durch Inve- 
storen der Gemeinschaft und einen oder mehrere 
Investoren aus dritten Ländern ist das Amt er- 
mächtigt, alle zweckdienlichen Verbindungen mit 
den Versicherungsgesellschaften der Länder her- 
zustellen, die die aus diesen Ländern stammen- 
den Investitionen garantieren. 


Artikel 4 

1. Das Amt wird mit einem Kapital von zehn Mil- 
lionen Rechnungseinheiten ausgestattet, das ihm 
von der Gemeinschaft zur Verfügung gestellt 
und in deren Haushaltsplan eingesetzt wird. 

2. Sind die Mittel des Amtes unzureichend, um die 
Garantieverpflichtungen zu decken, so beschließt 
der Rat auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit über eine Erhöhung des 
gezeichneten Kapitals. 


Artikel 5 

Die Mittel des Amtes bestehen aus den eingezoge- 
nen Entgelten, aus den von ihm vereinnahmten, aus 
dem Ertrag der Anlage von verfügbaren Mitteln, die 
es nicht unmittelbar zur Erfüllung seiner Verpflich- 
tungen benötigt, und aus allen sonstigen Mitteln 
oder Einnahmen aus seinen Garantieoperationen. 


Artikel 6 

Das Amt kann Anlagen auf den Geldmärkten vor- 
nehmen sowie alle sonstigen in seinen Aufgaben- 
bereich fallende Finanzgeschäfte vornehmen. 


Artikel 7 

1. Das Rechnungsjahr des Amtes beginnt am 1. Ja- 
nuar und endet am 31. Dezember. 

2. Das Amt erstellt jährlich eine Bilanz für das 
abgelaufene Rechnungsjahr. Sie wird spätestens 
am l.März dem in Artikel 206 Absatz 1 des Ver- 
trages vorgesehenen Kontrollausschuß über- 
mittelt. Der Kontrollausschuß erstellt einen Be- 
richt über die Rechnungen des Amtes gemäß den 
in Artikel 206 Absatz 2 des Vertrages vorge- 
sehenen Bedingungen. 

3. Die Kommission, die spätestens am 30. April die 
Bilanz, den Bericht des Kontrollausschusses und 
den Bericht gemäß Artikel 22 dieser Verordnung 
erhält, erteilt dem Amt Entlastung. 

4. Die Kommission nimmt die obenerwähnten 
Unterlagen in die Rechnung der Gemeinschaft 
auf. 

Artikel 8 

1. Das Amt wird von einem Direktorium verwaltet 
und geleitet. 

2. Das Direktorium besteht aus einer Generaldirek- 
tion und Direktoren, die von der Kommission 
ernannt und gegebenenfalls abberufen werden. 

3. Das Direktorium kann einem seiner Mitglieder 
oder einem Bediensteten des Amtes die Befugnis 
für bestimmte Entscheidungen übertragen. 

4. Die Entscheidungen des Direktoriums werden mit 
einer Mehrheit von drei Stimmen gefaßt. 

5. Das Direktorium ist für seine Verwaltungs- und 
Leitungsarbeit der Kommission verantwortlich 
und hat sich in jedem Fall der Aufsicht der Kom- 
mission zu unterwerfen. 
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Artikel 9 

Die Bediensteten des Amtes unterstehen dem Direk- 
torium. Es stellt sie ein und entläßt sie. Bei der 
Auswahl des Personals ist nicht nur die persönliche 
Eignung und die berufliche Befähigung zu berück- 
sichtigen, sondern auch auf die angemessene Be- 
teiligung von Staatsangehörigen der einzelnen Mit- 
gliedstaaten zu achten. 


Artikel 10 

1. Beim Amt wird ein Beratender Ausschuß einge- 
setzt, der aus Vertretern der einzelstaatlichen 
Institute besteht, die für die Garantie für Privat- 
investitionen in dritten Ländern zuständig sind. 
Jeder Staat ernennt den Vertreter dieses oder 
dieser Institute. 

2. Der Beratende Ausschuß wird von einem Direk- 
toriumsmitglied des Amtes geleitet. 

3. Der Beratende Ausschuß erleichtert durch seine 
Stellungnahmen und seine Mitteilungen die 
reibungslose Durchführung der Aufgaben des 
Amtes. 

4. Der Beratende Ausschuß legt seine Geschäftsord- 
nung im Einvernehmen mit dem Amt fest. 

5. Die Kosten für den Beratenden Ausschuß trägt 
das Amt. 


Artikel 11 

Die Geheimhaltung gemäß Artikel 214 des Ver- 
trages gilt für das Direktorium, die Bediensteten 
des Amtes und die Mitglieder des Beratenden Aus- 
schusses. 

Artikel 12 

Außervertragliche Haftung des Amtes bedeutet 
außervertragliche Haftung der Gemeinschaft. 


Artikel 13 

1. Die Räumlichkeiten und Gebäude des Amtes 
sind unverletzlich. Sie können nicht durchsucht, 
beschlagnahmt oder enteignet werden. Das Ver- 
mögen des Amtes kann nicht Gegenstand einer 
administrativen oder gerichtlichen Zwangsmaß- 
nahme ohne Genehmigung des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften sein. 

2. Die Archive sind unverletzlich. 

3. Das Amt, sein Vermögen, seine Einkünfte und 
sonstigen Vermögensgegenstände sind von 
direkten Steuern befreit. Ferner unterliegt das 
Amt keiner fiskalischen oder parafiskalischen 
Besteuerung bei seiner Gründung und den Er- 
höhungen seines Kapitals sowie den verschiede- 
nen Förmlichkeiten, die diese Vorgänge in dem 
Staat seines Sitzes zur Folge haben können. 
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Anlage 2 


Gemeinsdiaftsgarantie 
für private Investitionen in Drittländern 

Allgemeine Bedingungen 


KAPITEL I 

Gegenstand und Umfang der Garantie 

Artikel 1 

Grundsatz 

Es ist Ziel der Garantie, im Rahmen der in diesem 
Garantievertrag festgelegten Grenzen und Bedin- 
gungen die Verluste des Garantienehmers an seiner 
investitionsanlage in einem Drittland zu decken. 


Artikel 2 

Gegenstand der Garantie 

U Gegenstand der Garantie können sein: 

a) das in Industrie- und Handelsunternehmen 
als Beteiligung investierte Kapital - ein- 
schließlich die Beteiligungen am Kapital aller 
Gesellschaften das ein Stimm-, Kontroll- 
oder Mitspracherecht einräumt und eine Teil- 
nahme am Ertrag oder am Liquidationserlös 
bringt; 

b) investiertes Kapital in Form von langfristigen 
Darlehen und solchen, die einer Beteiligung 
gleichkommen, an Unternehmen und Gesell- 
schaften im Sinne von Buchstabe a; 

c) Erträge aus Kapital und Darlehen im Sinne 
der Buchstaben a und b. 

2. Die Garantie für Kapital im Sinne von Absatz 1 
erstreckt sich auch auf Guthaben aus der Ab- 
tretung der Beteiligung, einer Umwandlung der 
Aktien und der Auflösung des Unternehmens. 

Die Ertragsdeckung erfolgt nicht automatisch und 
ist ausdrücklich im Vertrag vorzusehen. Sie ist 
ergänzend zur Kapitaldeckung festzulegen. 


Artikel 3 

Gedeckte Risiken 

Der Garantievertrag erstreckt sich auf: 

1 . Risiken im Sinne der Artikel 4 bis 7; 

2. eine Verbindung von mehreren Risiken im Sinne 
der Artikel 4 bis 7; 

3. sämtliche Risiken im Sinne der Artikel 4 bis 8. 


Artikel 4 

Risiko des Krieges 

Dieser Garantiefall tritt ein, wenn als Folge von 

Krieg, Revolution oder Aufruhr: 

1. das Unternehriiensvermögen ganz oder teilweise 
zerstört wird; 

2. das Unternehmen vollständig oder teilweise an 
seiner Tätigkeit gehindert ist oder wenn auf 
Grund der Schädigung der Investition eine nor- 
male und gewinnbringende Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr möglich ist. 


Artikel 5 

Risiko der Enteignung 

Dieser Garantiefall tritt ein, wenn eine Verstaat- 
lichung oder Beschlagnahme, Enteignung oder jede 
andere Maßnahme oder Unterlassung einer Maß- 
nahme seitens der Behörden zur vollständigen oder 
teilweisen Entziehung von Rechten und Gütern 
führen oder die gleichen Auswirkungen haben wie 
eine solche Entziehung und eine normale und ge- 
winnbringende Fortführung der Unternehmenstätig- 
keit nicht mehr möglich ist. 


Artikel 6 

Risiko der Nichtzahlung 

Dieser Garantiefall tritt ein, wenn: 

1. der Garantienehmer infolge einer Maßnahme, 
eines Beschlusses oder von Unterlassungen des 
Anlagelandes nicht mehr die Möglichkeit hat, die 
Beträge zu erhalten, die ihm auf Grund des 
garantierten Kapitals bzw. der garantierten Er- 
träge oder als Entschädigung für einen Schadens- 
fall im Sinne der Artikel 4 und 5 zustehen; 

2. das Unternehmen völlig an seiner Tätigkeit ge- 
hindert ist, da eine Zahlungsunfähigkeit oder 
Zahlungsweigerung der Kapitalempfänger oder 
eines der folgenden Garanten gegeben ist: Staat, 
andere öffentlich-rechtliche Körperschaften oder 
Institutionen sowie privatrechtliche Unterneh- 
men, die vollständig oder vorwiegend juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts gehören 
oder Aufgaben im öffentlichen Interesse wahr- 
nehmen. 
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Artikel 7 

Risiko des Nichttransfers 
und der Nichtkonvertierbarkeit 

1. Das Risiko des Nichttransfers und der Nichtkon- 
vertierbarkeit tritt ein, wenn der Garantieneh- 
mer vom Anlageland daran gehindert wird, die 
Beträge zu transferieren und zu konvertieren, 
die Investitionen im Sinne von Artikel 2 be- 
treffen oder die ihm als Entschädigung für einen 
Schadensfall im Sinne der Artikel 4 und 5 zu- 
stehen. 

2. Die im Rahmen des Risikos des Nichttransfers 
oder der Nichtkonvertierbarkeit garantierten 
Beträge müssen unbestrittenen und fälligen For- 
derungen entsprechen. 

3. Die zum Transfer erforderlichen Formalitäten 
müssen binnen 60 Tagen nach der Zahlung der 
Beträge erledigt sein, sofern nach den zum Zeit- 
punkt der Erbringung der Investition geltenden 
Kapitalanlage-Vorschriften des Anlagelandes ein 
solcher Transfer möglich gewesen wäre. 

Sollten die verfügbaren Beträge nicht innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist transferiert oder konvertiert 
worden sein, weil sie für die Reinvestition im An- 
lageland bestimmt waren und die Reinvestition 
durch dieses Land verhindert worden ist, so kann 
das Garantieinstitut die 60tägige Frist bei entspre- 
chender Begründung auf 18 Monate verlängern. 


Artikel 8 

W echselkursrisiko 

1. Dieser Garantiefall tritt ein, wenn auf Grund 
einer der nachstehenden Fakten: 

a) Krieg, Revolution oder Aufruhr, 

b) Verstaatlichung, Beschlagnahme, Enteignung 
oder jede sonstige Maßnahme oder Unter- 
lassung einer Maßnahme seitens der Be- 
hörden, 

c) Änderung der Gesetzesvorschriften des An- 
lagelandes für Investitionen des Auslandes 

das Unternehmen völlig an seiner Tätigkeit ge- 
hindert ist oder wenn auf Grund der Schädigung 
der Investitionen eine normale und gewinn- 
bringende Fortführung des Unternehmens nicht 
möglich ist und der Transfer der Investition oder 
der für einen Schadensfall im Sinne der Artikel 4 
und 5 gewährten Entschädigungen zu einem 
niedrigeren als dem im Vertrag angegebenen 
Kurs erfolgt. Die gegen den Wechselkursverlust 
garantierten Beträge dürfen den im Vertrag aus- 
gewiesenen Investitionswert nicht überschreiten. 

2. Dieser Garantiefall tritt außerdem ein, wenn die 
zuständigen Behörden des Anlagelandes dem 


Investor zunächst schriftliche Zusage gegeben 
haben, ihm im Falle des Transfers der Investition 
oder der im vorigen Absatz genannten Entschä- 
digung nicht einen ungünstigeren Wechselkurs 
als den zum Zeitpunkt der Investitionserbrin- 
gung geltenden Wechselkurs zu gewähren und 
sich das Anlageland bei der Durchführung des 
Transfers nicht mehr an diese Zusage hält. Die 
schriftliche Zusage ist bei der Beantragung der 
Garantie vorzulegen. 

3. Für das Wechselkursrisiko kann nur ergänzend 
zur Versicherung der Gesamtrisiken eine Ver- 
sicherung abgeschlossen werden. 


Artikel 9 

Beginn und Ende der Haftung aus der Garantie 

1. Verluste vor der Unterzeichnung des Garantie- 
vertrags sind nicht gedeckt. 

2. Die Deckung für Verluste an Kapitalanlagen und 
deren Erträgen beginnt nach der Unterzeichnung 
des Vertrags, sobald die Investition unter Be- 
rücksichtigung der im Vertrag festgesetzten Frist 
getätigt wurde. Diese Frist kann vom Garantie- 
institut verlängert werden. 

Wird die Investitionsleistung in Teilleistungen 
erbracht, so beginnt die Deckung für jede Teil- 
leistung zu dem Zeitpunkt, zu dem jeweils die 
verschiedenen Tranchen der Investition getätigt 
wurden, sofern die im vorstehenden Absatz ge- 
nannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

3. Die Garantie erlischt: 

a) in dem in Artikel 16 Absatz 1 zweiter Satz 
genannten Fall; 

b) bei Eintreten einer auflösenden Bedingung; 

c) nach Ablauf der Laufzeit der Garantie. Aus- 
genommen sind jedoch Kapitalverluste auf 
Grund von schädigenden Ereignissen, die in- 
nerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der 
Garantie eingetreten sind und sich auf Fakten 
zurückführen lassen, die unter die Laufzeit 
der Garantie fallen. 


Artikel 10 

Höchstbetrag der Garantie 

1. Die Garantie darf den im Vertrag festgelegten 
Wert nicht überschreiten. Sie lautet auf die 
Währung eines Mitgliedstaates, nachstehend 
„Vertragswährung" genannt. 

Der Höchstwert der Garantie setzt sich zusam- 
men aus dem Garantiebetrag für das Kapital und 
dem Garantiebetrag für die Erträge. 
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2. Der Höchstbetrag der Garantie für das Kapital 
entspricht dem ursprünglichen Wert der garan- 
tierten Investition. 

3. Wird der Wert der Investition durch Einbe- 
ziehung von Rücklagen oder durch Einbringung 
neuen Kapitals aufgestockt, so kann der Garan- 
tienehmer eine entsprechende Erhöhung des 
Höchstbetrages der Garantie beantragen, sofern 
dies nicht den Bestimmungen des Anlagelandes 
zuwiderläuft. Stimmt das Garantieinstitut dieser 
Erhöhung zu, so wird diese mit Beginn des 
Jahres wirksam, das der Antragstellung des 
Garantienehmers folgt. Der Höchstbetrag der 
Garantie darf in keinem Fall eine jährliche 
Steigerung des ursprünglichen Wertes der In- 
vestition von 8 v. H. überschreiten. 

4. Der Betrag wird bei Verminderung des Investi- 
tionswertes gekürzt. Der Garantienehmer kann 
jedes Jahr eine Verringerung des Höchstbetrages 
der Garantie für das Kapital beantragen. 

5. Der Höchstbetrag der Garantie für die Ertrags- 
deckung liegt bei 24 v. H. des Höchstbetrages 
der Garantie für die Kapitaldeckung für die ge- 
samte Laufzeit der Garantie. 

Die Erträge sind jährlich höchstens bis zu 8 v. H. 
des Hauptwertes gegen das Risiko des Nicht- 
transfers und der Nichtkonvertierbarkeit gedeckt. 
Bei einer Senkung des Höchstbetrages der Ga- 
rantie für die Kapitaldeckung wird der Höchst- 
betrag der Garantie für die Ertragsdeckung im 
entsprechenden Verhältnis verringert. 

Artikel 11 

Deckungsquote 

Es kann bis zur Höhe des Deckungsanteils eine Ent- 
schädigung für Verluste gewährt werden. In den 
ersten zehn Jahren beläuft sich die Deckungsquote 
auf 100 V. H. Im nächsten und in den folgenden Jah- 
ren wird der versicherte Wert auf 90 v. H., 80 v. H., 
70 V. H., 60 V. H. und 50 v. H. festgesetzt. 

Artikel 12 

Laufzeit der Garantie 

Die Garantie wird für die Dauer bis zu 15 Jahren 
gewährt. In Ausnahmefällen kann eine Laufzeit von 
20 Jahren vorgesehen werden. 

KAPITEL 11 

Pflichten des Garantienehmers 

Artikel 13 

Pflichten des Garantienehmers 
bei der Abwicklung der Investition 

Der Garantienehmer ist verpflichtet, alle im Zusam- 
menhang mit der garantierten Investition stehen- 


den Handlungen mit der Sorgfalt eines ordentlichen 

Kaufmanns wahrzunehmen und alle Weisungen des 

Garantieinstituts zu befolgen; 

1. Er hat die erforderlichen Genehmigungen einzu- 
holen und 

a) die Kapitalanlagevorschriften des Anlage- 
landes und der Gemeinschaft zu beachten; 

b) sich an die Bestimmungen zu halten, die in 
bestehenden Investitionsschutzabkommen mit 
dem Anlageland vorgesehen oder in der In- 
vestitionsgenehmigung des Anlagelandes 
festgelegt sind. 

2. Er hat dem Garantieinstitut unverzüglich zu 
melden 

a) jede Änderung in bezug auf die bei der Be- 
antragung der Garantie gelieferten Angaben. 
Bei einer Änderung des Investitionsvor- 
habens oder seiner Durchführungsbedingun- 
gen ist für die Beibehaltung der Garantie die 
Zustimmung des Garantieinstituts erforder- 
lich; 

b) alle Einbringungen in das Unternehmen zur 
Bildung der Kapitalanlage, wobei Zeitpunkt, 
Höhe und Posten der betreffenden Bilanz an- 
zugeben sind; 

c) die Übergabe der Aktien der Investition mit 
Angabe der Zahl und des Nominalwertes 
jeder Aktie; 

d) jegliche Änderung in der Zusammensetzung 
des Unternehmenskapitals und in der Zusam- 
mensetzung der Verwaltungs- und Kontroll- 
organe des Unternehmens, wenn diese Ände- 
rung zu einer Verringerung seiner Beteili- 
gung oder seines Einflusses führt. In solchen 
Fällen ist für die Beibehaltung der Garantie 
die ausdrückliche Zustimmung des Garantie- 
instituts erforderlich; 

e) die vollständige oder teilweise Veräußerung 
des investierten Kapitals sowie die Transfers 
auf Grund dieser Veräußerung oder der 
Transfers von Erträgen; 

f) alle sonstigen vom Garantieinstitut geforder- 
ten Angaben. 

3. Er hat dem Garantieinstitut innerhalb von neun 
Monaten nach Abschluß jedes Garantievertrags- 
jahres über Verwaltung, Lage und Entwiddung 
des Unternehmens zu berichten. Diesem Bericht 
ist die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie der Bericht der Abschlußprüfer beizufügen. 

4. Er hat dem Garantieinstitut soweit wie möglich 
alle Nachprüfungen zu erleichtern, die dieser 
entweder von seinen eigenen Bediensteten oder 
von sonstigen Beauftragten durchführen lassen 
will, um die Richtigkeit der Mitteilungen des 
Garantienehmers zu kontrollieren und zu über- 
prüfen, ob dieser seinen Verpflichtungen nach- 
kommt. 
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Er hat unter anderem dafür zu sorgen, daß an 
Ort und Stelle anhand entsprechender Belege 
der Wert der vom Garantienehmer erbrachten 
Sachleistungen - sofern Einbringungen dieser 
Art nach den Besonderen Bedingungen zulässig 
sind - sowie die Durchführung des Projektes 
kontrolliert werden können. 

5. Der Garantienehmer verpflichtet sich, alle zweck- 
dienlichen Maßnahmen und Vorkehrungen zu 
treffen, um seine Rechte und Belange zu schützen 
oder um dem Garantieinstitut die Möglichkeit 
eines Rückgriffs auf Dritte zu erhalten. 

6. Wird das mit der Gemeinschaft geschlossene 
Investitionsschutzabkommen vom Anlageland ge- 
kündigt, so hat der Garantienehmer im Einver- 
nehmen mit dem Garantieinstitut alle geeigneten 
Maßnahmen zu treffen, um der so entstandenen 
Lage Abhilfe zu schaffen. 

7. Im Schadensfall oder bei drohendem Schadens- 
fall hat der Garantienehmer unverzüglich das 
Garantieinstitut davon in Kenntnis zu setzen und 
sich nach dessen Weisungen zu richten. Im Rah- 
men dieser Weisungen ist diesem Institut mög- 
licherweise die weitere Durchführung aller ein- 
geleiteten oder einzuleitenden Schritte und Ver- 
fahren zu übertragen. Das Garantieinstitut kann 
zu diesem Zweck auch die Erteilung einer un- 
widerruflichen Vollmacht verlangen sowie die 
Übertragung aller Dokumente und Urkunden zu 
seinen Gunsten in einer gegenüber Dritten wirk- 
samen Form, wenn dies zur Rechtsverfolgung 
förderlich oder nützlich ist. 


Artikel 14 

Entgelt 

1. Für den Abschluß des Garantievertrags hat der 
Garantienehmer ein Entgelt zu zahlen; dessen 
Höhe und Fälligkeit in den Besonderen Bedin- 
gungen festgelegt werden. 

2. Die Garantie für die Ertragsdeckung erfordert 
die Zahlung eines zusätzlichen Entgelts. 

3. Das Entgelt wird nach dem Höchstbetrag der 
Garantie zu den jeweiligen Fälligkeitsterminen 
bemessen; die Bemessungsgrundlage kann wäh- 
rend des Vertragsjahres nicht geändert werden. 

4. Jede Änderung des Vertrags führt zu einer Be- 
richtigung des Entgelts. 

5. Der Garantienehmer hat das Entgelt innerhalb 
drei Wochen nach dem Zeitpunkt der ihm zuge- 
stellten Zahlungsaufforderung zu entrichten. 

6. Der Garantienehmer kann bei der Zahlung sei- 
nes Entgelts keinen Anspruch auf Ausgleich gel- 
tend machen. 


Artikel 15 

Bearbeitungsgebühr 

Für den Abschluß des Garantievertrags hat der 
Garantienehmer Bearbeitungsgebühren zu zahlen, 
deren Höhe und Modalitäten in den Besonderen 
Bedingungen festgelegt sind. 


Artikel 16 

Folgen von Vertragsverletzungen 

1. Werden Entgelte oder sonstige dem Garantie- 
institut geschuldete Beträge vom Garantieneh- 
mer ganz oder teilweise nicht gezahlt, so ruht 
jede Haftung dieses Instituts. Fünfzehn Tage, 
nachdem das Institut den Garantienehmer erfolg- 
los in Verzug gesetzt hat, ist es endgültig von 
seinen Verpflichtungen befreit. 

2. Für jeden dem Garantieinstitut im Rahmen des 
Garantievertrags geschuldeten Betrag, der nicht 
im Monat seiner Fälligkeit gezahlt wurde, sind 
ohne weitere Aufforderung Verzugszinsen ge- 
mäß den Besonderen Bedingungen zu zahlen. 

3. Das Garantieinstitut kann die Anpassung oder 
Annullierung des Vertrags fordern, wenn 

a) sich eine der Angaben, die der Garantieneh- 
mer vor Vertragsabschluß gemacht hat und 
die das Garantieinstitut bei der Beurteilung 
des Risikos berücksichtigt, als unrichtig her- 
ausstellt; 

b) der Garantienehmer gegen seine Verpflich- 
tungen aus Artikel 113 verstößt. 

Im Falle einer Annullierung kann das Garantic- 
institut beschließen, daß die gezahlten Entgelte 
sein Eigentum bleiben und jede von ihm ge- 
zahlte Entschädigung zurückzuzahlen ist. 

KAPITEL III 
Entschädigungen 

Artikel 17 

Allgemeine Grundsätze 

1. Die Entschädigungsleistung setzt voraus, daß 
eine Schadensmeldung in Form eines Entschädi- 
gungsantrages mit Beifügung aller Unterlagen 
und Urkunden eingereicht wird, die das Garan- 
tieinstitut zum Nachweis der Rechte des Garan- 
tienehmers für erforderlich hält, und daß außer- 
dem eine Schadensberechnung vorgelegt wird. 

2. Je nach Umfang der Vertragsverletzung des 
Garantienehmers kann das Garantieinstitut be- 
schließen, daß keine bzw. eine verringerte Ent- 
schädigungsleistung erbracht wird, wenn der 
eingetretene Schaden darauf zurückzuführen ist, 
daß der Garantienehmer 
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a) eine der Auflagen aus der Satzung des aus- | 
ländischen Unternehmens nicht beachtet hat, 

b) den Verpflichtungen gemäß Artikel 13 Ab- 
satz 1 nicht nachgekommen ist. 


Artikel 18 

Karenzfrist 

Die Verluste werden nach Ablauf folgender Fristen 
entschädigt: 

1. bei Verlusten auf Grund von Krieg, Revolution 
oder Aufruhr: sechs Monate nach Eintritt des 
Garantiefalls; 

2. bei Verlusten auf Grund von Nichtzahlung: sechs 
Monate nach Fälligkeit der nichtgezahlten Forde- 
rung; 

3. bei Verlusten auf Grund von Nichttransfer, 
Nichtkonvertierbarkeit und bei Wechselkurs- 
verlusten: drei Monate nach dem späteren der 
beiden folgenden Zeitpunkte: 

a) Zeitpunkt der Einlage der zu transferieren- 
den Mittel bei einer Bank, 

b) Zeitpunkt der Erledigung der zum Transfer 
dieser Mittel erforderlichen Formalitäten. 


Artikel 19 

Feststellung des Schadens beim Risiko des Krieges 
und der Enteignung 

Der Verlust entspricht dem Endbetrag der Schadens- 
berechnung, in der folgende Posten enthalten sein 
müssen: 

1. - auf der Soll-Seite die niedrigsten der folgen- 
den Werte: 

a) realer Wert der Investition im Rahmen der 
Unternehmenslage unmittelbar vor Eintritt 
des schädigenden Ereignisses; 

b) Nennwert der Investition abzüglich der vor 
Eintritt dieses Ereignisses durchgeführten 
Transfers; 

c) bei bereits eingetretenem Schadensfall rest- 
licher, in der letzten Verlustrechnung ausge- 
wiesener Kapitalanlagewert, vermindert um 
die nach Eintritt des Schadensfalls durchge- 
führten Transfers. 

2. - auf der Haben-Seite: 

a) restlicher Kapitalanlagewert zum Zeitpunkt 
des schädigenden Ereignisses; 

b) vom Anlageland gezahlte Entschädigungen 
sowie alle sonstigen Beträge, die der Garan- 


tienehmer auf Grund des Schadensfalls er- 
halten hat; 

c) Erlöse aus der vollständigen oder teilweisen 
Abtretung der Beteiligung, der Liquidation 
des Unternehmens, der Verwertung von 
Rechten, Gütern, Pfändern und sonstigen 
Sicherheiten; 

d) Verringerung des Kapitalanlagewertes nach 
dem schadensbegründenden Ereignis, die 
nicht auf letzteres zurückzuführen ist. 


Artikel 20 

Feststellung des Schadens beim Risiko 
der Nichtzahlung und des Nichttransfers 

In den Garantiefällen der Nichtzahlung und des 
Nichttransfers entspricht der Schaden dem Betrag 
der anerkannten Forderung des Garantienehmers, 
die bei Eintritt des Schadensfalles geschuldet sind 
oder zu transferieren sind; dieser Betrag darf aber 
den ursprünglichen, um die durchgeführten Trans- 
fers verminderten Kapitalanlagewerte nicht über- 
schreiten. 

Artikel 21 

Feststellung des Schadens beim Risiko 
der Nichtkonvertierbarkeit 

Beim Risiko der Nichtkonvertierbarkeit lautet der 
Schaden auf die Vertragswährung; die auf eine 
andere Währung lautenden Beträge werden wie 
folgt in diese Währung umgerechnet: 

1. Bei Schadensfällen auf Grund von Krieg und Ent- 
eignung werden abgesehen von den aus dem be- 
treffenden Ausland transferierten Beträgen, bei 
denen die Umrechnung nach dem zum Zeitpunkt 
ihres Transfers geltenden Kurs erfolgt, die auf 
der Soll-Seite der Verlustrechnung zu verbuchen- 
den Beträge nach dem zum Zeitpunkt des Ein- 
tritts des Garantiefalles geltenden Kurs und die 
auf der Haben-Seite zu verbuchenden Beträge 
nach dem zum Zeitpunkt des schadensbegrün- 
denden Ereignisses geltenden Kurs umgerechnet. 

2. In Schadensfällen auf Grund von Nichtzahlung, 
Nichttransfer und Nichtkonvertierbarkeit werden 
die Beträge der Soll-Seite der Schadensberech- 
nung nach dem zum Zeitpunkt des schadens- 
begründenden Ereignisses geltenden Kurs umge- 
rechnet, der aber nicht über dem zum Zeitpunkt 
des Eintritts des Schadensfalles geltenden Kurs 
liegen darf. 

Artikel 22 

Feststellung des Wechselkurs Verlustes 

1. Bei Wechselkursverlusten ist der garantierte 
Wechselkurs der auf dem amtlichen Markt gel- 
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tende Kurs oder in Ermangelung dessen der zum 
Zeitpunkt des Abschlusses des Garantievertrags 
auf dem freien Markt geltende Kurs. 

2. Das Garantieinstitut übernimmt nur dann den 
Wechseikursverlust, wenn die Differenz zwi- 
schen dem garantierten Wechselkurs und dem 
Umrechnungskurs für die transferierten Devisen 
über 10 v. H. des garantierten Kurses liegt. 


Artikel 23 

Berechnung und Zahlung der Entschädigung 

1. Die Entschädigung wird durch Anwendung der 
Deckungsquote auf den niedrigeren der beiden 
nachstehenden Beträge berechnet: 

a) Verlustbetrag, der gemäß des Artikels 19 bis 
22 festgestellt und gegebenenfalls gemäß Ar- 
tikel 25 überprüft wurde; 

b) Höchstbetrag der Garantie zum Zeitpunkt des 
Eintritts des Garantiefalles. 

2. Wenn der Verlustbetrag zuvor ermittelt werden 
konnte, erfolgt die Auszahlung der Entschädi- 
gung innerhalb von 60 Tagen nach dem späteren 
der nachstehend genannten Zeitpunkte: 

a) Ablauf der Karenzfrist; 

b) Eingang sämtlicher der Schadenserklärung 
beizufügenden Unterlagen beim Garantie- 
institut. 

3. Ist dies nicht der Fall, so zahlt das Garantie- 
institut innerhalb der vorgenannten Frist einen 
Vorschuß auf die Entschädigung, wobei von drei 
Vierteln des niedrigeren der beiden nachstehen- 
den Beträge ausgegangen wird: 

a) mutmaßlicher Schadensbetrag; 

b) Höchstbetrag der Garantie zum Zeitpunkt des 
Eintritts des Schadensfalles. 

Sobald der Schadensbetrag feststeht, werden der 
Entschädigungsbetrag und der Vorschußbetrag 
ordnungsgemäß aufgerechnet. Liegt der Vor- 
schußbetrag über dem endgültigen Entschädi- 
gungsbetrag, so ist dem Garantieinstitut die 
Differenz zurückzuzahlen. 


Artikel 24 

Überprüfung der Schadensberedinung 

1. Wenn im Garantiefall des Kriegs oder der Ent- 
eignung der restliche Kapitalanlagewert, der in 
der gemäß Artikel 19 aufgestellten Schadensbe- 
rechnung ausgewiesen ist, eine Änderung durch 
die Folgen des schädigenden Ereignisses erfährt, 
so ist eine neue Schadensberechnung aufzustel- 
len, um zu ermitteln, ob der Garantienehmer 


Anspruch auf eine zusätzliche Entschädigung hat 
oder ob das Garantieinstitut die zuvor gezahlten 
Entschädigungen ganz oder teilweise zurückver- 
langen kann. 

2. Stellt sich außerdem nach Zahlung einer Ent- 
schädigung für eines der gedeckten Risiken her- 
aus, daß die Forderung des Garantienehmers 
nicht oder nicht in voller Höhe besteht, so ist die 
Entschädigung unverzüglich an das Garantie- 
institut zurückzuzahlen. 


Artikel 25 

Übertragung von Rechten 

Mit der Zahlung einer Entschädigung tritt das Ga- 
rantieinstitut im Rahmen der ihm mit Artikel 27 
zugebilligten Eintreibungsrechte in alle Rechte des 
Garantienehmers auf die Kapitalanlage oder auf 
ihren Liquidationserlös ein; davon ausgenommen 
sind die Rechte, die sich auf den verbleibenden 
Restwert der Kapitalanlage beziehen. 

Eine solche Übertragung von Rechten bezieht sich 
auf die Rechte des Garantienehmers gegenüber dem 
Anlageland und gegenüber jedem Dritten. 

Er verpflichtet sich, dem Garantieinstitut auf dessen 
Anfrage fristgerecht und in einer gegenüber Dritten 
wirksamen Form Belege für die erfolgte Übertra- 
gung und vor allem die diesbezüglichen Quittungen 
vorzulegen, die das Institut für erforderlich hält. In 
gleicher Weise verpflichtet er sich, ihm alle Urkun- 
den und Unterlagen auszuhändigen und alle Indos- 
sierungen, Transfers oder Abtretungen vorzuneh- 
men, die der Anwendung der von ihm übertragenen 
Rechte dienlich sind. 


Artikel 26 

Besondere Pflicht des Garantienehmers 
im Garantiefall des Nichttransfers 
und der Nichtkonvertierbarkeit 

Im Garantiefall des Nichttransfers und der Nicht- 
konvertierbarkeit kann das Garantieinstitut verlan- 
gen, daß ihm im Anlageland in der Währung dieses 
Landes der Gegenwert der Entschädigung gezahlt 
wird, die er an den Garantienehmer zahlt. 


Artikel 27 

Rückflüsse 

1. Als Rückflüsse gelten alle Beträge, die im Rah- 
men der Investition vom ausländischen Unter- 
nehmen, dem Anlageland oder jedem beliebigen 
Dritten gezahlt worden sind und die der Garan- 
tienehmer nach Zahlung der Entschädigung ver- 
einnahmt hat oder die nicht in der Schadensbe- 
rechnung inbegriffen sind; keine Rückflüsse sind 
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die Beträge, die den Dividenden oder dem ver- 
bleibenden Restwert der Kapitalanlage entspre- 
chen. 

2, Diese Rückflüsse werden auf das Garantieinstitut 
und den Garantienehmer aufgeteilt, wobei der 
Anteil des Garantieinstituts nach dem Verhält- 
nis zwischen dem Entschädigungsbetrag und dem 
Endbetrag der Schadensberechnung festgelegt 
wird. 

Der Anteil des Garantieinstituts ist jedoch auf 
die Entschädigungen und Zinsen begrenzt, die 
im Rahmen der Garantie für die Kapitaldeckung 
oder die Ertragsdeckung gezahlt wurden. Die 
Zinssätze entsprechen dem Durchschnitt der im 
Bezugsraum in den Ländern der Gemeinschaft 
geltenden Diskontsätze. 

3. Der Garantienehmer hat innerhalb von 30 Tagen 
den Teil der Rückflüsse an das Garantieinstitut 
abzuführen, den er diesem schuldet. 

KAPITEL IV 

Verschiedene Bestimmungen 
Artikel 28 

Gutachten im Schadensfall 

1. Das Garantieinstitut kann im Schadensfall einen 
Sachverständigen zur Überprüfung der Art und 
Höhe des Schadens bestellen, für welchen der 
Garantienehmer eine Entschädigung beantragt. 

2. Die Kosten für diesen Sachverständigen gehen 
voll und ganz zu Lasten des Garantieinstituts, 
wenn das Gutachten die Angaben des Garantie- 
nehmers in seiner Schadensberechnung bestätigt 
oder eine Unterschreitung des Ausfalls gemäß 
dieser Schadensberechnung um nicht mehr als 
5 V, H. nachweist. 

3. Liegt diese Unterschreitung zwischen 5 und 
15 V. H., so werden dem Garantienehmer die 
Kosten für den Sachverständigen in Höhe des 
zehnfachen Betrages angelastet, um den die ge- 
nannte Quote von 5 v. H. unterschritten wurde. 

4. Erreicht die Unterschreitung 15 v. H. oder mehr, 
so hat der Garantienehmer die vollen Kosten für 
den Sachverständigen zu übernehmen. 


Artikel 29 

Rechtskosten 

Das Garantieinstitut übernimmt - sofern eine ent- 
sprechende vorherige Zustimmung vorliegt - die 
Rechtskosten, die zunächst der Garantienehmer ge- 
tragen hat, um den möglicherweise entstehenden 
Verlust auf Grund eines Schadensfalls zu vermei- 
den bzw. gering zu halten. 


Artikel 30 

Übertragung des Anspruchs auf Entschädigungen 

1. Vorbehaltlich einer schriftlichen Genehmigung 
des Garantieinstituts kann der Garantienehmer 
den Anspruch auf Entschädigungen aus dem Ga- 
rantievertrag als volles Eigentum oder als Ga- 
rantie einem Dritten zedieren. 

2. Unmittelbar nach der Übertragung hat der Ga- 
rantienehmer das Garantieinstitut hierüber zu 
unterrichten. 

3. Nach der Übertragung abgeschlossene Zusatz- 
verträge über eine Änderung des Inhalts der 
übertragenen Ansprüche bedürfen der Genehmi- 
gung und Unterschrift des neuen Anspruchs- 
berechtigten. 

4. Mit der Übertragung von Ansprüchen auf Ent- 
schädigungen wird der Garantienehmer seiner 
Verpflichtungen aus dem Garantievertrag nicht 
enthoben. 

5. Jede Ausnahme, Verrechnung, Konfusion oder 
Verwirkung von Rechten, die das Garantie- 
institut gegenüber dem Garantienehmer geltend 
machen kann, sind gegenüber Dritten wirksam, 
auf die der Anspruch auf Entschädigung über- 
tragen worden ist. 


Artikel 31 

Für Fragen, die nicht in den Allgemeinen oder Be- 
sonderen Bedingungen des Garantievertrages ge- 
regelt sind, gelten die Bestimmungen des Rechts 
des Mitgliedstaates, in dem sich das Garantieinstitut 
befindet. 
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Anlage 3 


In das Ratsprotokoll aufzunehmende Erklärung 

Der Rat vereinbart, daß bei der Benennung der Ver- 
treter der Mitgliedstaaten des in Artikel 18 der 
Verordnung erwähnten Verwaltungsausschusses für 
die Garantie für Privatinvestitionen die Mitglied- 
staaten dafür Sorge tragen, daß die Zusammen- 
setzung ihrer Delegation eine effektive Berücksich- 
tigung der besonderen Entwicklungsanliegen ermög- 
licht. 
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Begründung 


1. Mit dem vorliegenden Vorschlag für eine Ver- 
ordnung soll der Rat grundsätzlich die Einfüh- 
rung einer gemeinschaftlichen Garantie für pri- 
vate Investitionen annehmen. Die Garantie soll 
sich auf politische Risiken erstrecken, von denen 
die Investitionen von Unternehmen der Ge- 
meinschaft in Drittländern betroffen werden 
können. 

Die gemeinschaftliche Garantie zielt darauf ab, 
direkte Neuinvestitionen in Drittländern zu be- 
günstigen, wenn damit zu rechnen ist, daß sie 
wesentlich zur Ausweitung des internationalen 
Handels beitragen. 

Was die Entwicklungsländer anbelangt, so soll 
das Gemeinschaftssystem natürlichen oder juri- 
stischen Personen der Mitgliedsländer einen An- 
reiz für Anlageinvestitionen in diesen Ländern 
bieten, die nicht nur wirtsdiaftlich rentabel sind, 
sondern auch am besten zu ihrer Entwicklung 
beitragen. 

Mit der Einführung einer gemeinschaftlichen 
Garantie, die die aus mehreren Mitgliedsländern 
der Gemeinschaft stammenden Investitionen 
decken könnte, ließe sich die Investitionstätig- 
keit in Drittländern fördern. Wenn sich zum Bei- 
spiel eine oder mehrere Gesellschaften aus Län- 
dern der Gemeinschaft an den Kapitalmarkt 
mehrerer Mitgliedsländer wenden, könnte eine 
auf dem gesamten Gebiet der Gemeinschaft an- 
erkannte Gemeinschaftsgarantie die Beschaffung 
von Kapital für Investitionen im Ausland er- 
leichtern. 

2. Die vorgeschlagene Schaffung eines solchen 
Systems in der Gemeinschaft entspricht dem 
Wunsch zahlreicher Unternehmen der Gemein- 
schaft und der Entwicklungsländer. Die Gemein- 
schaft ergreift diese Initiative unter anderem des- 
halb, weil die Arbeiten unter der Leitung der 
BIRD nicht in befriedigender Weise fortschreiten. 

Ein weiterer Grund hierfür besteht darin, daß 
sich die AASM wiederholt für die Einführung 
eines gemeinschaftlichen Garantiesystems für 
Investitionen in diesen Ländern eingesetzt hat. 
Im September 1970 hat der Assoziationsrat diese 
Wünsche konkret formuliert und die Kommis- 
sion beauftragt, eine Untersuchung über die Fra- 
gen durchzuführen, die sich bei der etwaigen 
Schaffung eines gemeinschaftlichen Garantie- 
systems für private Investitionen in den asso- 
ziierten Staaten stellen würden. 

Im Oktober 1971 ist der Arbeitskreis zur Koordi- 
nierung der Politik auf dem Gebiet der Kredit- 
versicherung des Rates beauftragt worden, dem 
Ausschuß der Ständigen Vertreter einen Gesamt- 
bericht über die technischen Bedingungen wie 
auch über die Möglichkeit der Einführung einer 


gemeinschaftlichen Garantieregelung für private 
Investitionen vorzulegen. 

3. Allgemein gesehen hätte die gemeinschaftliche 
Garantie den Vorteil, daß Investoren aus Mit- 
gliedsländern, in denen die Garantie der Inve- 
stitionen nicht bekannt ist, oder in denen es nur 
sehr beschränkte Garantiesysteme gibt, in den 
Genuß derselben Sicherheitsbedingungen ge- 
langen können, wenn sie sich an Projekten be- 
teiligen, die in Zusammenarbeit mit Investoren 
aus Mitgliedsländern durchgeführt werden, die 
über ein vollständiges Garantiesystem für Inve- 
stitionen verfügen. Die gemeinschaftliche Garan- 
tie wird die Zusammenarbeit zwischen den 
Unternehmen der Gemeinschaft und die Durch- 
führung von Gemeinschaftsprojekten begünsti- 
gen. Sie ist somit ein nützliches Instrument der 
gemeinschaftlichen Industriepolitik. 

Da die Garantie der Investitionen die Möglich- 
keit zur Ausweitung des Gemeinschaftshandels 
bietet und die meisten konkurrierenden Indu- 
strie- und Handelsmächte weitgehend auf diese 
Form der Versicherung zurückgreifen, würden 
sämtliche Länder der Gemeinschaft mit der Ein- 
führung der gemeinschaftlichen Garantie eine 
Position erlangen, die der ihrer Hauptkonkur- 
renten entspricht. 

Die Garantie für Investitionen als handelspoli- 
tisches Instrument nahm an Bedeutung zu, als 
mit Wirkung vom 1. Juli 1971 in den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika ein neues Kreditver- 
sicherungssystem eingeführt wurde, das lang- 
fristig die amerikanische Handelsposition in der 
Welt stärken soll. 

Darüber hinaus ist diese Garantie ein wichtiger 
Bestandteil einer Gemeinschaftspolitik auf dem 
Gebiet der Rohstoffversorgung, die zwangsläufig 
dem Trend Rechnung tragen muß, daß immer 
mehr Rohstoffe im Anlageland selbst verarbeitet 
werden. 

4. Die Investitionen in Entwicklungsländern müßten 
zur Schaffung neuer Unternehmen und zur Erhö- 
hung des Kapitals der bestehenden Unternehmen 
beitragen, in denen natürliche oder juristische 
Personen aus den Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft eine bedeutende Beteiligung haben. Da- 
durch, daß sie die Gemeinschaftsinvestierungen 
in den Entwicklungsländern begünstigt, stellt die 
Garantie nach den bereits im kommerziellen Be- 
reich der Assoziierungsabkommen und der allge- 
meinen Präferenzen beschlossenen Maßnahmen, 
eine Förderungsmaßnahme zugunsten der Ent- 
wicklungsländer dar. 

Im Hinblick auf eine optimale Wirksamkeit des 
Systems für die Entwicklungsländer müßte die 
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Investition, für die eine Garantie gestellt werden 
soll, folgenden Kriterien entsprechen: 

— Es muß eine entsprechende Genehmigung der 
Behörden des Anlagelandes vorliegen, ohne 
daß dies allerdings eine ausreichende Bedin- 
gung für die Gewährung der gemeinschaft- 
lichen Garantie zugunsten eines Vorhabens 
darstellt; 

— sie muß einer Beteiligung des Anlagelandes 
angemessenen Raum geben; 

— sie muß Wirtschaftsbereiche oder Wirtschafts- 
zweige betreffen, die für das Anlageland von 
Bedeutung sind, insbesondere unter dem 
Blickwinkel der Entwicklungsaussichten der 
Nachfrage nach Gütern oder Dienstleistungen, 
die die Investition bewirken soll, aus der 
Sicht der Möglichkeiten für eine Arbeitstei- 
lung auf regionaler Basis, der Auswirkungen 
auf die Zahlungsbilanz, der sekundären Aus- 
wirkungen auf die jeweiligen vor- und nach- 
gelagerten Wirtschaftsstufen usw. 

Da die Investierungen, für die eine Garantie 
beantragt wird, einen tatsächlichen Beitrag zur 
Entwicklung des Anlagelandes leisten müssen, 
ist es notwendig, daß qualifizierte Entwicklungs- 
experten an der Ausarbeitung der Vorschläge 
und an den Arbeiten des Garantieausschusses 
teilnehmen. 

5. Da es in der Bundesrepublik Deutschland, in den 
Niederlanden, in Belgien und Frankreich natio- 
nale Garantiesysteme gibt und eine Komplemen- 
tarität zwischen diesen Systemen und dem Ge- 
meinschaftssystem herzustellen ist, müßte sich 
letzteres auf die Garantie für Investitionen be- 
schränken, die von zwei oder mehreren Staats- 
angehörigen der Mitgliedstaaten getätigt wer- 
den oder Vorhaben von gemeinschaftlichem 
Interesse betreffen. 

Die Kommission unterstreicht, daß das von ihr 
vorgeschlagene System durch seine Komplemen- 
tarität mit den nationalen Systemen der Mit- 
gliedstaaten charakterisiert ist, was im wesent- 
lichen bedeutet, daß es dazu bestimmt ist: 

— soweit es sich um Vorhaben von gemein- 
schaftlichem Interesse handelt, gewisse Risi- 
ken zu decken, die von den nationalen Syste- 
men nicht gedeckt werden; 

— im allgemeinen Investitionen zu decken, die 
von zwei oder mehreren Investoren verschie- 
dener Mitgliedstaaten getätigt werden. 

Soweit es sich um Entwicklungsländer handelt, 
sollte man unter dem Begriff „Gemeinschafts- 
interesse" nicht nur das Interesse verstehen, das 
an der Gewährung einer Garantie für Vorhaben 
in Entwicklungsländern liegt, die an die Gemein- 
schaft durch Assoziierungs- oder Kooperations- 


abkommen gebunden sind, sondern auch berück- 
sichtigen, daß diese Garantie ein wirksames und 
preiswertes Instrument gemeinschaftlicher Hilfe 
zugunsten dritter Entwicklungsländer darstellt. 

6. Die Einführung einer Gemeinschaftsgarantie 
müßte mit der Einigung auf einen Mechanismus 
von Gemeinschaftsverhandlungen einhergehen, 
die die Unterzeichnung von Investitionsschutz- 
abkommen mit Drittländern oder Gruppen von 
Drittländern ermöglichen. Derartige Abkommen 
dürfen ausschließlich den Schutz von Investitio- 
nen zum Gegenstand haben. 

Allerdings können diese Garantieklauseln auch 
in Handelsabkommen aufgenommen werden. 
Solche Klauseln lassen sich um so leichter aus- 
handeln, als die Handelsabkommen der Länder 
der Gemeinschaft aufgrund der Entscheidung des 
Rates der Gemeinschaften vom 16. Dezember 1969 
durch Gemeinschaftsabkommen zu ersetzen sind, 
die gegebenenfalls eine Klausel über Investi- 
tionen enthalten können. 

Außerdem könnten Länder der Gemeinschaft, die 
zwar ein Garantiesystem für Investitionen be- 
sitzen, aber noch keine Schutzabkommen mit 
mehreren oder sämtlichen Drittländern abge- 
schlossen haben, zweckmäßigerweise die Gewäh- 
rung einer nationalen Garantie von einem ge- 
meinschaftlichen Investitionsschutzabkommen 
mit den betreffenden Anlageländern abhängig 
machen. Bei einer solchen Lösung würde die- 
sen Ländern die Aushandlung einer bedeutenden 
Zahl bilateraler Abkommen erspart, die ohnehin 
geringere Schlagkraft hätten als ein gemein- 
schaftliches Abkommen. 

Die gemeinschaftlichen Schutzabkommen haben 
somit einen doppelten Nutzen; zum einen sind 
sie ein Schutz für gemeinschaftliche Garantien 
und zum anderen bieten sie die erforderlichen 
rechtlichen Möglichkeiten für eine Inanspruch- 
nahme der nationalen Einrichtungen für Investi- 
tionsgarantien. 

Was die Investitionen in Entwicklungsländern 
anbelangt, so würde der vorgeschlagene Mecha- 
nismus mit Rücksicht auf die verschiedenartigen 
und unterschiedlich starken Bindungen zwischen 
diesen Ländern oder Ländergruppen und der Ge- 
meinschaft umgehend für Investitionen in Ent- 
wicklungsländern zum Zuge kommen, die mit 
der Gemeinschaft Assoziierungsabkommen ge- 
schlossen haben; bei einer Neuaushandlung müß- 
ten diese Abkommen durch entsprechende Be- 
stimmungen ergänzt werden. 

7. Die Schaffung der gemeinschaftlichen Garantie 
nimmt mit der Ausarbeitung der Garantieerklä- 
rung, in der Umfang der Garantie, Verpflichtun- 
gen des Garantienehmers, Entschädigungen und 
sonstige Bestimmungen festgelegt sind, konkrete 
Formen an. 
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Die gemeinschaftliche Garantieerklärung unter- 
scheidet sich von den Garantieerklärungen der 
Mitgliedstaaten insofern, als sie nicht nur die 
Deckung der Gesamtheit der politischen Risiken, 
sondern auch einzelne Gruppen von Risiken er- 
möglicht. Diese Garantieerklärung soll eine Sen- 
kung der Versicherungskosten bewirken. All- 
gemein gesehen wurden bei der Abfassung der 
gemeinschaftlichen Garantieerklärung sehr weit- 
gehend die Garantieerklärungen der Mitglied- 
staaten berücksichtigt. 

Um der Vielfalt der Situationen Rechnung zu 
tragen, die im Bereich der Investitionen eintreten 
können, ist eine Prämiendifferenzierung vorge- 
sehen, wobei sowohl die Art des gedeckten Risi- 
kos berücksichtigt wird als auch: 

— die Kapitalaufnahmebedingungen der betrof- 
fenen Länder; 

— ihre wirtschaftliche Lage und insbesondere 
ihr Entwicklungsstand; 

— die besonderen Beziehungen, die diese Län- 
der mit der Gemeinschaft eventuell unterhal- 
ten, vor allem in Rahmen von Assoziierungs- 
abkommen. 

Für Investitionen, deren Beitrag zur Entwicklung 
des Anlagelandes besonders hoch eingeschätzt 


wird, die aber anfangs eine unzureichende Ren- 
tabilität aufweisen, könnte über andere Kanäle 
ein zusätzlicher finanzieller Anreiz geboten wer- 
den. 

8. Die Gewährung der Garantie, die Pflichten des 
Garantienehmers sowie die Probleme, die sich 
auf dem Gebiet der Garantie für Investitionen 
stellen, erfordern die Schaffung einer Versiche- 
rungsanstalt. Die europäische Investitionsver- 
sicherungsanstalt, die diese Aufgabe übernehmen 
soll, wird die Rechtspersönlichkeit haben. Sie 
wird von einem vor der Kommission verant- 
wortlichen Direktionsausschuß verwaltet und ge- 
leitet. Die Anstalt wird von einem Verwaltungs- 
ausschuß unterstützt. Sämtliche wichtige Be- 
schlüsse werden von der Kommission auf Vor- 
schlag der Anstalt und nach Konsultierung des 
Verwaltungsausschusses getroffen. 

Die Anstalt besitzt die finanzielle Autonomie, 
und ihr Kapital wird ihr von der Gemeinschaft 
zur Verfügung gestellt. Ihre Mittel setzen sich 
aus den Prämien und aus sonstigen anläßlich der 
Versicherung erhaltenen Summen zusammen. 

Die Satzungen der Versicherungsanstalt enthal- 
ten Bestimmungen, die die Aufgaben und die 
Grenzen der Tätigkeit der Anstalt betreffen. 
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